
Stadt Plauen 

Der Oberbürgermeister 
Drucksachen Nr.: 0407/2021 

 
Datum: 17.06.2021 

 

 

Verwaltungsvorlage 

 
Geschäftsbereich I 

Fachgebiet Bürgerbüro/Service/Wahlen 

 

Beratungsfolge Ausschuss - Stadtrat Termin Tagesord- 

nungsart 

TOP Abstimmungsergebnis 

Ja         Nein       Enth. 
Bürgermeisterberatung  21.06.2021 nicht öffentlich   

Finanzausschuss  01.07.2021 öffentlich   

Stadtrat  13.07.2021 öffentlich   

 

 

 
Inhalt Bereitstellung überplanmäßiger Aufwendungen / Auszahlungen für die Wahlen 2021 

 

 

 
Grundlage:  

 

 

 

 

Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen – SächsGemo 

Kommunalwahlgesetz – KomWG 

Kommunalwahlordnung – KomWO 

Bundeswahlgesetz – BWG 

Bundeswahlordnung - BWO 

Beraten und 

abgestimmt: 

 

 

 

FB Finanzverwaltung 

Beschlüsse die 

aufzuheben bzw. 

zu ändern sind: 

 

 

 

Verantwortlich für 

Durchführung: 

 

 

 

FG Bürgerbüro/Service/Wahlen 

 

 

 

 

_________________________________________________________________________________ 

 

Beschlussvorschlag: 
 

 

Der Stadtrat der Stadt Plauen beschließt die Bereitstellung überplanmäßiger Aufwendungen / Auszahlungen 

in Höhe von 90.000 EUR im Jahr 2021 für die Oberbürgermeisterwahl sowie die Bundestagswahl (1-30-

304/121201/4421000 + 4431000 + 4431011). 

 

 

 

 

 



Sachverhalt: 
Für das Haushaltsjahr 2021 wurden insgesamt 168.350 EUR geplant, die für eine Oberbürgermeisterwahl und 

eine Bundestagswahl benötigt werden. Planungsansatz waren modifizierte Wahlkosten des Jahres 2019 

(Erhöhung durch vermehrt in Anspruch genommene Briefwahl und ggf. marginale Portopreiserhöhungen).  

 

Nicht geplant wurden die Kosten für einen eventuellen 2. Wahlgang der Oberbürgermeisterwahl. 

Ein Teil der Kosten des ersten Wahlganges der Oberbürgermeisterwahl und die Auswirkungen auf den 

Haushalt unter Berücksichtigung der noch ausstehenden Wahlen sind nunmehr bekannt, so dass die weiteren 

anfallenden Kosten prognostiziert werden können. 

 

Oberbürgermeisterwahl – 1. Wahlgang =   9.750 EUR Mehrkosten 

Oberbürgermeisterwahl – 2. Wahlgang = 43.800 EUR Mehrkosten 

Bundestagswahl   = 19.250 EUR Mehrkosten 

Hygienemaßnahmen   = 17.200 EUR Mehrkosten 

 

Erläuterung 

 

Sachkonto Bezeichnung HH Plan Mehrkosten Begründung 

4421000 Aufwendungen für 

ehrenamtliche Tätigkeit 

50.000 EUR 20.000 EUR 2. Wahlgang OB Wahl 

443100 Geschäftsaufwendungen 6.000 EUR 17.200 EUR Derzeitig absehbare 

Mehrkosten zur 

Hygienesicherung  

Siehe 1) 

4431011 Postgebühren 50.000 EUR 52.800 EUR Siehe ff. Angaben 

 Wahlbenachrichtigungs-

briefe 

  davon 

26.000 EUR 

24.400 EUR Siehe 2) 

 Versendung der 

Briefwahlunterlagen 

  davon 

17.500 EUR 

23.500 EUR Siehe 3) 

 Berufungsschreiben für 

Wahlehrenamt 

davon 

450 EUR 

-400 EUR Verringerung des Betrages 

 Rücksendung der 

Wahlbriefe 

davon 

6.000 EUR 

5.300 EUR Siehe 4) 

 Summe Mehrkosten  90.000 EUR 

 

 
1) Die Ausgaben für Hygienemaßnahmen werden teilweise für die folgende Bundestagswahl wieder 

verwendbar sein. Diese zusätzlichen Ausgaben werden ggf. bei der Wahlkostenrückerstattung berücksichtigt. 

 
2) Für den Versand der Wahlbenachrichtigungen waren insgesamt 26.000 EUR geplant. Bis zur Landtagswahl 

2019 wurden die Wahlbenachrichtigungen als Info- oder Dialogpost versandt. Die Einlieferungsbestimmungen 

für Dialogpost ändern sich ab dem 01.01.2020. Die Bundesnetzagentur hat aufgrund eines rechtskräftigen 

Urteils des Verwaltungsgerichts Köln die Deutsche Post aufgefordert, ab dem 1. Januar 2020 den Versand von 

Briefen zu Dialogpostkonditionen auf rein werbliche Sendungen zu begrenzen. Die Deutsche Post kam zum 

01.01.2020 der Aufforderung nach und passt die Bedingungen zur Einlieferung von Dialogpost entsprechend 

an. Alle anderen Postdienstleister waren gezwungen, ihre Einlieferungsbedingungen ebenfalls anzupassen, so 

dass auch Wahlbenachrichtigungen nicht mehr als Dialogpost, sondern nur noch zu den geltenden 

Briefentgelten versendet werden können. Dies hat letztlich zu einer Verdopplung des Portopreises geführt. Da 

die Stadt Plauen diesen Tarif nur bei Wahlen verwendete und 2020 keine solchen stattfanden, ist die Änderung 

der Einlieferungsbestimmung bis zum Zeitpunkt des Haushaltbeschlusses nicht bekannt gewesen. 



³) Die Portokosten für die Zusendung der Briefwahlunterlagen (geplant waren 17.500 EUR) erhöhte sich 

Pandemie bedingt  

 

 durch eine insgesamt zunehmende Briefwahlbeteiligung  

 sowie durch eine verstärkte elektronische bzw. postalische Beantragung der Briefwahlunterlagen, 

welche dann durch Postdienstleister zugestellt werden mussten. 

 für die Vorausberechnung wurden  

o ca. 7.050 Wahlbriefe für den 1. Wahlgang Oberbürgermeisterwahl 

o ca. 10.000 Wahlbriefe für den 2. Wahlgang Oberbürgermeisterwahl und 

o ca. 12.200 Wahlbriefe für die Bundestagswahl angenommen. 

 Die Zusendung der Briefwahlunterlagen (Briefformat Großbrief und taggleicher Zustellung) kostete 

bzw. wird u.U. kosten 

o ca. 10.000 EUR für den ersten Wahlgang OB Wahl 

o ca. 14.000 EUR für den zweiten Wahlgang OB Wahl 

o ca. 17.000 EUR für die Bundestagswahl 

4) Die Portokosten für die Rücksendung der Wahlbriefe (geplant waren 6.000 EUR) erhöhte sich Pandemie 

bedingt. Die unter 3) beantragten Briefwahlunterlagen wurden vom Wähler der DPAG zur Rücksendung an die 

Stadt Plauen übergeben. 

 

 Die Rücksendung der Briefwahlunterlagen (Briefformat Standartbrief) kostete bzw. wird u.U. kosten 

o 4.500 EUR für den ersten Wahlgang OB Wahl 

o 6.800 EUR für den zweiten Wahlgang OB Wahl 

o für die Bundestagswahl werden der Stadt Plauen keine Kosten in Rechnung gestellt. 

 

Die Deckung der überplanmäßigen Aufwendungen / Auszahlungen kann in Höhe von 90.000 EUR aus zur 

Verfügung stehenden und aufgrund von Schwangerschaften bzw. Rentenbewilligungen nicht benötigten 

Personalkosten (FG Bürgerbüro, FG Archiv und FB Zentrale Dienste) erfolgen. 

 

 

 

 

 

 



 

Finanzielle Auswirkungen 
 

  

Hat der Beschluss finanzielle Auswirkungen?  nein  ja 

Aufwendungen/Auszahlungen aufgrund des Beschlusses in Euro 90.000 

Erträge/Einzahlungen aufgrund des Beschlusses in Euro  

Städtischer Eigenanteil zur Umsetzung des Beschlusses in Euro 90.000 

Folgekosten des Beschlusses 
 nein   

 ja, in der Begründung dargestellt 

Abstimmung mit der Kämmerei ist erfolgt?  nein  ja 

Anmerkungen:  

 

Veranschlagung der finanziellen Auswirkungen des Beschlusses 
 

Bereits veranschlagt?  ja 

  

Veränderung zum Planansatz  neu   mehr  weniger 

Haus-

halts-

jahr 

Betrag in Euro Teilhaushalt 
N

u
m

m
er

 

 Produkt 
 Investition 

 E-Liste 

 INST-Liste 

 Z-Liste 

 Aufwand/Auszahlung   Auszahlung     Auszahlung 

 im Ergebnishaushalt  aus Investitionstätigkeit  aus Finanzierungstätigkeit 

2021 90.000 THH 5 Zentrale Dienste - Wahlen 121201 

    

    

    

    

  Ertrag/Einzahlung   Einzahlung     Einzahlung 

 im Ergebnishaushalt  aus Investitionstätigkeit  aus Finanzierungstätigkeit 

    

    

    

    

    

 

 

 

_______________ _______________ 

Ralf Oberdorfer 
Unterschrift liegt im Original vor 

Steffen Zenner 
Unterschrift liegt im Original vor 
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